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Ende der
Verflechtung

V iele Jahre ist die „Deutsch-
land AG“ kritisiert worden.

Bis in die 90er Jahre hinein ge-
hörte die deutsche Wirtschaft zu
einem großen Teil sich selbst.
Das eng verflochtene Netzwerk
aus deutschen Banken, Versi-
cherern und Industriekonzernen
stand stets unter dem Verdacht
wettbewerbsschädlicher Macht-
konzentration. So hielten die
Deutsche Bank und die Allianz
große Beteiligungen an anderen
Dax-Konzernen. Das hielt die
Konkurrenz auf Distanz und
schützte von Übernahmen. Für
ausländische Unternehmen gab
es kaum die Chance, einen deut-
schen Großkonzern zu überneh-
men.

Doch diese Zeiten sind vorbei.
Jetzt sind 56 Prozent der Aktien
von Dax-Unternehmen in der
Hand ausländischer Investoren.
Ein kontinuierlicher Prozess: Vor
zehn Jahren waren es erst 45
Prozent.

Diese Entwicklung ist Aus-
druck eines gesunden Prozesses.
Die deutsche Wirtschaft hat ihre
Hausaufgaben gemacht. Viele
Unternehmen sind gut aufge-
stellt und damit attraktiv für In-
vestoren. Bedauerlich ist allein,
dass deutsche Privatanleger nur
eine untergeordnete Rolle an der
Börse spielen und deshalb von
der Hochphase nicht profitieren.
Selbst auf Aktienfonds wollen
sich nur wenige einlassen.

Doch in der öffentlichen De-
batte gibt es durchaus noch Vor-
behalte und Ängste gegen aus-
ländische Investoren, wie bei-
spielsweise aus China. Das ist
deutlich zu spüren. Deshalb sol-
len deutsche Unternehmen nicht
gänzlich unkontrolliert in aus-
ländische Hände wandern. Das
Bundeswirtschaftsministerium
kann seit 2009 per Gesetz Inves-
titionen von Ländern außerhalb
der EU, die mindestens 25 Pro-
zent der Stimmrechtsanteile an
einem deutschen Unternehmen
erwerben möchten, prüfen und
untersagen. Die Messlatte hängt
hoch: Kriterium ist die Gefähr-
dung der öffentlichen Ordnung
oder Sicherheit.

„Zu wenig Personal für Kontrollen“
Zur Überprüfung des Mindestlohns fordert Dieter Dewes, Vorsitzender der Zollgewerkschaft, 2500 neue Stellen

D er Zoll kontrolliert den ta-
riflichen Mindestlohn be-
reits seit Jahren. Doch mit

der Einführung des gesetzlichen
Mindestlohns sind einige Bran-
chen hinzugekommen. Die 1600
bewilligten Stellen seien zu wenig,
sagt der Vorsitzende der Gewerk-
schaft Dieter Dewes im Interview
mit Markus Grabitz.

Herr Dewes, der Mindestlohn ist
seit über 100 Tagen in Kraft, wel-
che Erfahrungen haben die 6700
Zollmitarbeiter der Finanzkontrol-
le Schwarzarbeit gemacht?
Dieter Dewes: In der Anfangs-
phase langen wir ja noch nicht mit
dem scharfen Schwert des Geset-
zes zu, um in größerer Zahl Buß-
gelder zu verhängen. Unsere Prüf-
trupps sind unterwegs in der Ar-
beitswelt und suchen nach Hin-
weisen für Schwarzarbeit, Sozial-
betrug und nun eben auch Verstö-
ßen gegen den gesetzlichen Min-
destlohn. Wir kontrol-
lieren den tariflichen
Mindestlohn schon seit
Jahren in etlichen Bran-
chen, nun sind einige
Branchen dazu gekom-
men. Am Anfang steht
das Verwarnen nicht im
Vordergrund unserer
Tätigkeit, eher das Auf-
klären über die Doku-
mentationspflichten.
Unser Motto ist: Aufklärung steht
vor Bebußung. In den hinzuge-
kommenen Branchen sind die
Kontrollen jedenfalls sehr pflege-
leicht angelaufen. Die Beamten
werden vom Dienstherrn dazu an-
gehalten, Aufklärungsarbeit zu
leisten und mit Augenmaß zu han-
deln.

Einige Unternehmen beklagen aber

einen hohen Überwachungsdruck
und martialische Auftritte der
Beamten.
Dewes: Hier sollte man mal die
Kirche im Dorf lassen. Wer in eine
Verkehrskontrolle kommt, be-
schwert sich ja auch nicht, dass der
Polizist keine Jogginghosen anhat.
Für einige Betriebe, etwa Großbä-
ckereien und Gaststätten, ist es
vielleicht eine neue Erfahrung,
dass sie nun Besuch von Unifor-
mierten mit Dienstwaffe und
Handschellen bekommen. Es han-
delt sich aber um ganz normale
Kontrollen eines Gesetzes. Und
diese sind nicht geschäftsschädi-
gend. Der Zoll ist bereits seit Jah-
ren Bündnispartner von Wirt-
schaft und Handwerk, so dass in
diesen Branchen längst positive
Erfahrungen gesammelt werden
konnten.

Sie fordern mehr Personal für den
Zoll, wie viele neue Planstellen

brauchen Sie, um eine
nennenswerte Kont-
rolldichte beim Min-
destlohn zu gewähr-
leisten?
Dewes: Der Haus-
haltsgesetzgeber hat
uns zunächst 1600
neue Stellen bewilligt.
Diese Zahl basiert aber
auf einer zu geringen
Annahme der zu prü-

fenden Beschäftigungsverhältnis-
se. Wir brauchen 2500 zusätzliche
Planstellen. Nicht vergessen darf
man dabei, dass die Ausbildung
der neuen Kolleginnen und Kolle-
gen zwei bis drei Jahre dauern
wird. Außerdem gibt es Über-
gangsfristen bei der Zahlung des
Mindestlohns bis 2017. Klar ist
aber: Solange der Zoll nicht die
2500-Mann-Verstärkung hat, kann

die Kontrolldichte nicht so groß
sein, wie wir sie uns wünschen.

Teile der Union und die Wirtschaft

nennen das Mindestlohngesetz
Bürokratie-Monster, vor allem die
Dokumentationspflichten stehen
bei der Koalitionsrunde am Don-

nerstag auf dem Prüfstand.
Dewes: Dieses Gerede von dem
bürokratischen Monster kann ich
nicht mehr hören. Dieses Etikett
passt eher zu der unsinnigen Inf-
rastrukturabgabe, die der Bun-
desverkehrsminister plant – unter
dem Motto „Viel Aufwand – wenig
Ertrag“. Nein, ich warne aus-
drücklich vor jedem Aufweichen
der Dokumentationspflichten. Das
würde uns die Arbeit nur noch
weiter erschweren. Noch einmal:
Ohne wirksame Kontrolle können
die Arbeitnehmerrechte nicht ein-
gehalten werden.

Warum?
Dewes: Die Große Koalition hat
mit großer Mehrheit die 8,50 Euro
versprochen. Damit aber die ge-
setzliche Lohnuntergrenze für den
Pizzaboten, die Friseurin und den
Paketzusteller kein leeres Ver-
sprechen bleibt, muss der Staat
kontrollieren. Und dafür benötigt
der Zoll die Stundenaufzeichnung.
Ohne diese ist nicht plausibel,
wann der Arbeitnehmer angefan-
gen und aufgehört hat. Es ist doch
ein Witz: In jedem zweiten Res-
taurant wird Buch geführt, sogar
für jeden Gast einsehbar, wann die
Toilette gereinigt wurde. Und nun
soll es nicht möglich sein, die Ar-
beitszeit der Beschäftigten zu do-
kumentieren?

Dieter Dewes, Vorsitzender der Zollgewerkschaft. FOTO: DPA

„Dieses Gerede
von dem

bürokratischen
Monster kann ich

nicht mehr
hören“

Dieter Dewes
Zollgewerkschaft

Zur Person

Dieter Deweswurde 2014 zum Bun-
desvorsitzenden des Deutschen Zoll-
und Finanzgewerkschaft gewählt. Sei-
ne Dienststelle ist das Hauptzollamt
Saarbrücken. DemHauptpersonalrat
beim Bundesfinanzministerium gehört
Dewes seit 1996 an und übernahm
2003 das Amt des Vorsitzenden. knd

Dax-Unternehmen gehören mehrheitlich Auslandsinvestoren
Studie: Aktionäre aus Deutschland halten nur noch 36 Prozent an den 30 Börsenschwergewichten

FRANKFURT/MAIN. Der aktuelle
Börsen-Höhenflug der deutschen
Top-Konzerne spült vor allem
ausländischen Anlegern Geld in
die Taschen. Denn mit inzwischen
56 (Vorjahr: 54) Prozent liegen
deutlich mehr als jede zweite Ak-
tie der Börsen-Schwergewichte im
Leitindex Dax in Depots ausländi-
scher Investoren, wie die Bera-

tungsgesellschaft EY gestern in
Frankfurt mitteilte. Wie aus der
Studie zur Anlegerstruktur bei den
30 Börsenschwergewichten her-
vorgeht, halten Aktionäre aus
Deutschland nur noch 36 (Vor-
jahr: 37) Prozent der Anteile, acht
Prozent der Aktien können keiner
Region zugeordnet werden.

In den vergangenen zehn Jah-

ren sei der Aktienanteil ausländi-
scher Investoren kräftig gestiegen:
Bei den 23 Unternehmen, deren
Daten den Vergleich zulassen,
stieg er von durchschnittlich 45
Prozent im Jahr 2005 auf 59 Pro-
zent im Geschäftsjahr 2014. Das
Interesse ausländischer Investo-
ren an deutschen Top-Unterneh-
men sei in den vergangenen Jah-

ren stetig gestiegen, sagte EY-Ex-
perte Martin Steinbach: „Trotz der
schwachen Konjunkturentwick-
lung in Europa und trotz der
schwelenden Schuldenkrise in der
Eurozone.“ Aus Steinbachs Sicht
beweist das starke Engagement
ausländischer Investoren, dass die
deutschen Konzerne auf dem
Weltmarkt geschätzt werden:

„Wenn ausländische Anleger in
Aktien deutscher Top-Konzerne
investieren, demonstrieren sie da-
mit ihr Vertrauen, dass die Dax-
Konzerne auch morgen noch welt-
weit in der obersten Liga mitspie-
len.“ Bei sechs Dax-Unternehmen
sind nach den Angaben mehr als
70 Prozent der Aktien in ausländi-
scher Hand. dpa
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Der Röhrenguru von Bonn
Rainer Röder konstruiert in der Altstadt Hi-Fi-Verstärker und findet dafür weltweit musikbegeisterte Kunden

VON JULIAN STECH

BONN. Adolfstraße 20. Mitten in
der Bonner Altstadt. Ein typisches
Reihenhaus wohl aus der Zeit um
die Jahrhundertwende. Zum
„Röhrenguru von Bonn“, wie eine
Hi-Fi-Fachzeitschrift titelte, geht
es über den Hof. „Tubeaudio Pro-
fessional“ steht an der Klingel. Im
Hinterhaus konstruiert Rainer Rö-
der seit mittlerweile einem Vier-
teljahrhundert Röhrenverstärker
für Stereoanlagen der Luxusklas-
se. Und findet dafür weltweit Kun-
den.

„Die Chips in den 70er Jahren,
das war der Tod der Musik“, sagt
Röder, während er Kabel aus zwei
riesigen Boxen umstöpselt, „jetzt
hören Sie mal das.“ Hier im Dach-
geschoss liegt sein Vorführraum,
der gleichzeitig als Tonstudio
dient. Da stehen Plattenspieler, die
einst Tausende D-Mark gekostet
kostet haben, koffergroße uralte
Tonbandmaschinen und Verstär-
ker, aus denen Glaskolben wie
Skulpturen oben herausragen:
Röhren. Elektronenröhren zur

Verstärkung elektrischer Signale,
wie sie zum Beispiel aus einem
Plattenspieler kommen. Erfunden
wurde die Technik Anfang des 20.
Jahrhunderts weltweit von ver-
schiedenen Physikern, patentiert
zuerst 1904 von dem Engländer
JohnA. Fleming.Heute sind sie ein
Nischenprodukt, das sich nur noch
in Gitarrenverstärkern findet und
in Hi-Fi-Anlagen der Spitzenklas-
se. Der Transistor, 1925 von Julius
Edgar Lilienfeld zum Patent ange-
meldet, setzte sich bald als mas-
sentauglichere Technik gegen die
Röhren durch.
Doch eine kleine zahlungskräf-

tige Schicht von Musikliebhabern
schwört bis heute auf die Vaku-
um-Glaskolben. „Jede Röhre
klingt anders“, behauptet Röder,
der Fabrikate aus mehreren Län-
dern im Programm hat. Die Kun-
den kommenausDeutschland, aus
Europa, ja sogar aus Kuba. „Es gibt
weltweit nur wenige, die die Röh-
rentechnik beherrschen“, sagt Rö-
der. Da schickt er dann schon ein-
mal einen Verstärker zu einem
Kunden nach Zürich, der diesen
dort gegen ein Konkurrenzmodell
aus Japan testen möchte. „Es gibt
Kunden, die haben Stereoanlagen
für mehr als 300 000 Euro zu Hau-
se stehen.“
So teuer muss der Hörgenuss

nicht sein. „Wir bauen Röhren-
verstärker ab etwa 2000 Euro“,
zeigt Röder seine Preisliste und

wirbt: „Alles Handarbeit.“ Die
Kunst sei es, die Komponenten
richtig aufeinander abzustimmen.
„Das ist reine Mathematik, die
meiste Zeit bin ich eigentlich nur
am Rechnen.“ Röder selbst kam
aber nicht etwa über ein Mathe-
studium zu den Verstärkern. „Ich
habe mich schon als Kind dafür in-
teressiert.“ Er selbst spielt Klavier
und arbeitete jahrelang als Ton-
techniker in professionellen Stu-

dios in Köln und im Bergischen
Land. „GuruGuru, RoxyMusicmit
Brian Eno, das waren Zeiten. Ir-
gendwannwurdemir der Stress zu
viel und ich kam auf den Gedan-
ken, mich selbstständig zu ma-
chen“, erzählt er rückblickend.
Seine kleine Firma – im Service be-
schäftigt er noch einen Mitarbei-
ter, die Fertigung der Gerätege-
häuse vergibt er an andere Unter-
nehmen – steht bis heute auf zwei

Beinen: Den Röhrenverstärkern
und dem Tonstudio. An einer
Wand hängen CDs, die in der Bon-
ner Adolfstraße aufgenommen
oder bearbeitet wurden.
„Mein Ziel ist es, hier die musi-

kalischste Röhrentechnik der Welt
zu bauen“, sagt Röder und legt ei-
ne alte Aufnahme von Emerson,
Lake & Palmer auf den Plattentel-
ler. Und schon beginnen die Röh-
ren zu glühen.

Firmen bei
uns

Rainer Röder konstruiert seit einemVierteljahrhundert Röhrenverstärker für Stereoanlagen. FOTO: FROMMANN

Kölner Messen
beflügeln

Milliardenumsatz durch
Besucher und Aussteller

VON RALF ARENZ

KÖLN. Messen lohnen sich. Und
das gilt offenbar nicht nur für die
Besucher, die sich über die neu-
esten Trends informieren. Sie loh-
nen sich auch für Köln und die Re-
gion. 384 Euro für Anreise, Über-
nachtung, Eintritt und Restau-
rantbesuch lässt sich der Besucher
im Schnitt eine Messe kosten, wie
das Münchener ifo-Institut im
Auftrag der Messe ermittelt hat.
Aussteller lassen sich eine Mes-

se im Schnitt 36 630 Euro kosten.
Größte Posten sind Standbau mit
26,6 und Miete mit 20,3 Prozent.
Kölner Messen sorgen laut ifo für
direkte Umsätze von 1,5 Milliar-
den Euro weltweit und bundes-
weit für 1,08 Milliarden. Dazu
kommen noch indirekte etwa für
den Wäscheservice des Hotels
oder die Produktion von Nah-
rungsmitteln für Restaurants. Ins-
gesamt hat das ifo-Institut so ei-
nen Kaufkrafteffekt von 2,02 Mil-
liarden ermittelt. 1,11 Milliarden
entfallen auf Köln, 0,54 auf das
restliche NRWund 0,37Milliarden
auf das restliche Deutschland.
Auch 18 502 Arbeitsplätze sicher-
ten die Kölner Messen in Deutsch-
land, davon 11 392 in Köln.
„Wir sind ein starker Wirt-

schaftsmotor, nicht nur für Köln“,
fasst Messechef Gerald Böse zu-
sammen. In den letzten zehn Jah-
ren hat die Messe sogar an Bedeu-
tung gewonnen. Die Kaufkraftef-
fekte in Köln legten um 34 Prozent
zu, die durch Messen induzierten
Arbeitsplätze um 18 Prozent. Und
wie vor zehn Jahren sorgt jeder
Euro Umsatz der Kölner Messe für
Umsätze in Köln von 4,90 Euro.
Das ist die Umwegrendite des
Messegeschäfts.

Gericht setzt Kaution für Middelhoff fest
Gegen eine Summe von 895 000 Euro kann der ehemalige Topmanager zunächst wieder freikommen

ESSEN. Nach gut fünf Monaten in
Untersuchungshaft kann der frü-
here Topmanager Thomas Mid-
delhoff gegen eine Kaution zu-
nächst wieder freikommen. Das
Essener Landgericht bezifferte die
zu zahlende Sicherheitsleistung
gestern auf 895 000 Euro. Außer-
dem müsse er seine Reisepässe
abgeben, teilte das Gericht in Es-
senmit.
Das Gericht gehe davon aus,

dass einer möglichen Fluchtgefahr
mit diesen Auflagen begegnet
werden könne, hieß es. Gegen den
Beschluss der Kammer können
Middelhoff und die Bochumer
Staatsanwaltschaft Beschwerde
einlegen. Middelhoff war unter
anderem wegen Untreue im No-

vember vergangenen Jahres zu ei-
ner dreijährigen Gefängnisstrafe
verurteilt worden. Der Manager
war sofort nach dem Urteil Mitte
November wegen Fluchtgefahr im
Gerichtssaal verhaftet worden.
Das Urteil ist allerdings noch nicht
rechtskräftig. Middelhoff bestrei-
tet die Vorwürfe.
Auch nach einer Haftentlassung

müsse sich Middelhoff regelmäßig
bei der Polizei melden und dürfe
das Bundesgebiet ohne Genehmi-
gung des Gerichts nicht verlassen,
hieß es. Das Landgericht Essen
hatte den Haftbefehl gegen den 61-
Jährigen zuvor außer Vollzug ge-
setzt. Vor einer Haftentlassung
muss Middelhoff aber die Aufla-
gen erfüllen. Die Kaution könne

auch durch Verwandte, Freunde
oder sonstige Dritte geleistet wer-
den, teilte das Gericht mit. Eine Si-
cherheitsleistung in entsprechen-
der Höhe war in der Vergangen-
heit von engen Freunde und Fa-

milienmitgliedern von Thomas
Middelhoff bereits angeboten
worden, ohne dass das damals die
Richter hatte umstimmen können.
Middelhoff selbst hatte Ende März
einen Antrag auf Privatinsolvenz
gestellt.
Derzeit sei noch nicht bekannt,

dass die Auflagen erfüllt worden
seien, sagte ein Sprecher des Es-
sener Landgericht auf Anfrage.
Von den Anwälten Middelhoffs
war zunächst keine Stellungnah-
me zu erhalten. Middelhoff wird
nach Angaben des NRW-Justiz-
ministeriums derzeit in der Esse-
ner Uniklinik behandelt.
Der 61-Jährige leidet an einer

Autoimmunerkrankung, die nach
Darstellung seiner Anwälte in der

Haft aufgetreten ist und zunächst
nur unzulänglich behandelt wor-
den sei. Deshalb hatte die Vertei-
digung vor knapp zwei Wochen
erneut eine Haftprüfung bean-
tragt. Middelhoff sei in der Unter-
suchungshaft über Wochen einem
Schlafentzug ausgesetzt gewesen,
der sein Immunsystem ge-
schwächt habe, so die Verteidi-
gung. Die Richter hätten eine
mögliche Haftunfähigkeit wegen
seiner Erkrankung nach einer Prü-
fung verneint, hieß es dagegen in
der Mitteilung. Für keinen mögli-
chen Zusammenhang zwischen
der Erkrankung und dem behaup-
teten „Schlafentzug“ in der JVA
hätten sich Anhaltspunkte erge-
ben. dpaThomasMiddelhoff FOTO: DPA

ZAHL DES TAGES

69 Prozent der Deutschen
halten die beschlossene

Mietpreisbremse für geeignet, um
steigendenMietpreisen entgegen-
zuwirken. Das zeigt eine aktuelle
repräsentative Umfrage von com-
direct. 57 Prozent der Befragten
sehen die Lösung auch in günsti-
gerem Bauland. Die Hälfte aller
Befragten spricht sich für dieWie-
dereinführung der Eigenheim-Zu-
lage aus. knd


